
Bundessozialgericht Kassel—Wilhelmshöhe,den 8.November 1956
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Klägers und Revisioneklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

wird der Antrag des Klägers? ihm für das Verfahren vor dem

Bundeeeozielgerioht das Armenrecht zu bewilligen, abgelehnto

9.LB...I}..Q.£..

Der Kläger hat am 29„ Dezember 1917 einen Unfall erlitten

und bezieht hierfür von der Beklagten eine Dauerrente nach
einer Minderung der Erwerbefähigkeit um 60 v„H° Der Bauer—

rente wurde ein Jahresarbeitsverdienst von l‚500,—— Mark zu—

grunde gelegtc '

Mit Bescheid vom 23„ Juli 1955 gewährte die Beklagte dem Klä—

ger vom lo Juni 1949 an nach einem Vergleich33ahresarbeits—

verdienst von 20160‚—— DM einen Renténzuschlag von 45 v„H„
auf Grund des 5 2 des Gesetzes über Verbesserungen der ge—

'setzlichen Unfallvereicherung vom 100 August 1949 und vom

1„ Juni 1951 an zu der erhöhten Rente nach eine Zulage von

25 V„H„ auf Grund des @ 1 Abs„ 1 und 3 des Gesetzes über Zu—
lagen und Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfallversi«
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cherung° Die Berufung des Klägers gegen diesen Bescheid

ging nach dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes

(see) (1.1.1954) als Klage auf das Sozialgericht München
über. Durch Urteil vom 7„ Mai 1954 wurde die Beklagte ent—

sprechend ihrem Anerkenntnis verpflichtet, dem Kläger die

Bezüge nach einem Vergleichsjahresarbeitsverdien3t von

2„400‚——DMzu gewähren.°

Die vom Sozialgericht in der Rechtsmittelbelehrung als zu—

lässig gemäß @ 145 SGG bezeichnete Berufung wurde vom Baye-

rischen Bandessozialgericht am 15. Juni l955 verworfen„ Das

Landessozialgericht hielt die Berufung für unzulässig, weil

sie sich gegen ein Urteil richte, das die Neufeststellung

einer Dauerrente wegen Änderung der Verhältnisse betroffen

habe (@ 145 Nr„ 4gSGG), ohne daß einer der in dieser Vor-

schrift enthaltenen Ausnahmefälle oder einer der Zulässig—

keitsvoraussetzungen des % 150 SGG vorliege°

Gegen das am 4„ August 1955 zugestellte Urteil hat der
Kläger mit einem von ihm selbst unterzeichneten Schrift—

satz Revision eingelegt und gleichzeitig um Bewilligung

des Armenrechts für die Revisionsinstanz nachgesucht„ Er

bemengelt u„a„‚ daß das Landessozialgericht keine sachli—

che Prüfung seiner Berufung vorgenommen habe„

Da das Landessozialgericht die Revision nicht zugelassen ’

hat, wäre sie nur statthaft, wenn der Kläger einen wesent—

lichen Mangel des Verfahrens mit Erfolg rügen könnte (@ 162
Abs° 1 hr„ 2 SGG; Nr° 3 dieser Vorschrift kommt nach Lage

des Falles nicht in Betracht)° Das Vorbringen des Klägers,

das Landessozialgericht habe zu Unrecht eine sachliche

Prüfung seiner Berufung unterlassen, könnte auf einen sol—

chen Mangél hindeuten; wenn nämlich die Berufung als unzu—

lässig verworfen wurde,obwohl das Berufungsgericht eine

Sachentscheidung hätte treffen mü3sen9 leidet das Verfahren

an einem wesentlichen Mangel (BbG„ 1 8° 283)9
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Im vorliegenden Fall ist jedoch die Auslegung des @ 145 Nr. 4

SGG durch das Landessozialgericht nicht zubeanstanden° eine

"Neufeststellung von Dauerrenten wegen Änderung der Verhält—

nisse" ist auch dann anzunehmen, wenn durch Gesetzesänderungen

eine Erhöhung der Rente um Zuschläge oder Zulagen erfolgt, wie

es hier nach dem Gesetz über Verbesserungen der gesetzlichen

Unfallversicherung vom lO„ August 1949 sowie dem Gesetz über

Zulagen und Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfallver«

sicherung vom 29„ April 1952 der Fall war° Der beschließende

Senat hat bereits in seinem Urteil vom 22° August 1955 (BSG„ 1
S‚ 184) — in Fortführung der äechtsprechung des früheren

Reichsversicherungsamts » zum Ausdruck gebracht, daß unter

"Änderung der Verhältnisse" i„s° des @ 608 Reichsversicherungsw

ordnung (EVO) nicht etwa ausschließlich eine Änderung im Ge—

sundheitszustand des Beziehers einer Verletztenrente zu ver—

stehenist (so auchschonRVA„in Euu„Bd‚ 31 s, 237)„ Darüber
hinaus vertreten aber nicht nur das Bayerische Landessozialge—

richt bzw° das frühere Landesversicherungsamt in ständiger

Rechtsprechung (Urteile vom50„11‚1951 - Amtsbi„nin‚Arb„.igßz
S„.B 55; ll„3‚1954 — Amtsbl■inßrb° 19548° B 118 : SGb 1954

S„ 23; 2012„1954 — BG 1955 8° 549), sondern ebenso auch das

Hessische Landéssozialgericht (Breithaupt 1956 SD 249) und

das Landessozialgericht Nordrhein—Westfalén (BG 1955 8° 82)

den Standpunkt, auch die Neufeststellung einer Dauerrente nach

Änderung der gesetzlichen Vorschriften über ihre Vorausset—

zungen oder Berechnung sei eine Neufeststellung wegen Ände-

rung der Verhältnisse; bei Streit über diese Neufeststellung

sei die Berufung ausgeschlossen° Dieser Standpunkt wird im

Schrifttum überwiegend bejaht (Brackmann, Handb„ der Soz„Vers„

Bd„ 1 4„‘Aufi„ 5° 250 m; Lauterbach, Unfallverso 2„ Aufl„_
@ 608 RVG Anm. 2; Miesbach—Ankenbrank SGG—Kornm°@ 145 Anm„4;

Mellwitz SGG—Komm„@ 145 Anm° 30; Rodzun in BG 1955 8° 208;

Eberhard in SGb 1954 S„ 23) mit alleiniger-Ausnahme von Hast“

ler (SSG—Komm°@ 145 Anne 4 b), der indessen für seine ein—

engende Auffassung keine nähere Begründung gibt°
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Nach Ansicht des Senats weist insbesondere Eherhard (SGb

1954 S„ 23) mit Recht darauf hin, daß es der Sinn des
% 145 Nr. 4 SGG sei, die Berufung in solchen Verfahren

grundsätzlich auszuschließen, in denen über die zu ent—

schädigenden Leiden zwischen den Prozeßbeteiligten im

Grunde keine Meinungsverschiedenheit bestehe° Wenn aber

die Berufung schon bei Streit über den Grad der Minderung

der Erwerbsfähigkeit oder über das Vorliegen veränderter

tatsächlicher Verhältnisse ausgeschlossen sei, bestehe

erst recht kein Anlaß, ihre Zulässigkeit bei Neufestset—M

zung von Dauerrenten auf Grund von gesetzlichen Neurege—

lungen anzunehmeno Denn hierbei handele es sich nur um

die Neuberechnung von Renten nach den neuen Vorschriften,

zu deren gerichtlicherNachprüfung eine Instanz im allge—

meinen ausreiche; wenn erforderlich könne hier mit der

Zulassung der Berufung nach @ 150 Nr, 1 SGG geholfen wer-
den„

Diese ErWügungen werden nach Auffassung des Senats auch

durch den Umstand gestützt, daß der Gesetzgeber schon bei

der allgemeinen Neuberechnung der Renten nach dem Zweiten
Uesetz über Änderungen in der Unfallversicherung vom

14° Juli 1925 (BGBl°rs° 97), die der hier in Betracht
kommenden Berechnung von Rentenzuschlägen und —zulagen
weitgehend vergleichbar war, die Zulässigkeit des Re—

kurses gegen die Neufeststellungsbescheide erheblich

eingeschränkt hatte (Art„ 153 des 2° Änd‚Gese)°

Schließlich konnte auch daraus, daß das Sozialgericht

die Berufung in seiner Rechtsmittelbelehrung irrtümlich

als zulässig bezeichnet hatte, eine Zulässigkeit des

Rechtsmittels nicht hergeleitet werden (BSG°, Urt„ vom
15„5°1956‚ Sozialrecht @150 see, Bi° DA 5 Nr„ 10)° Auch
sonstige Verfahrensmängel sind weder aus dem Vorbringen

des Klägers noch aus den Inhalt der Akten ersichtlicho
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Die Revision erscheint hiernach nicht statthafto Der vom Kläger

beabsichtigten Rechtsverfolgung fehlt also eine hinreichende

AHSLiCht auf Erfolge Damit liegen die gesetzlichen Vorausset—
zungen für die Bewilligung des Armenreohts nicht vor, so daß.

der Antrag des Klägers abzulehnen war (@ 167 SGG, @ 114 Abse l
ZiVilprozeßordnung)o
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